
einandersetzung keine Berücksichtigung zu seinen 
Lasten Anden.

Da nun bei der Auseinandersetzung im Falle des 
Ausscheidens des Mitglieds keine Haftung für Ver- 
pAichtungen der LPG Dritten gegenüber besteht, son­
dern die PAichterfüllung und Mitarbeit des Mitglieds 
geprüft wird, so müssen natürlich andere Rechtsfolgen 
eintreten, wenn die Beendigung des Mitgliedschafts­
verhältnisses aus gerechtfertigten Gründen erfolgt, 
wenn das Mitglied also beispielsweise wegen dauern­
der Erkrankung, Aufnahme eines Studiums, Eintritts 
in die Nationale Volksarmee usw. ausscheidet.

In diesen Fällen wird in aller Regel der noch nicht 
abgedeckte Stützungskredit für die Auseinander­
setzung nicht in Betracht kommen.

Im übrigen aber ist zu beachten, daß das Rechtsver­
hältnis der Mitgliedschaft kein schuldrechtliches Ver­
hältnis ist, das etwa auf Leistung und Gegenleistung 
nach dem Äquivalenzprinzip beruht. Müssen gleich­
wohl bei der Auseinandersetzung die im letzten Wirt­
schaftsjahr beiderseitig erbrachten Leistungen gegen­
einander abgewogen werden, so darf dies nicht sche­
matisch, sondern nur je nach Lage des individuellen 
Falles geschehen, wobei ein pAichtwidriges Verhalten 
des Mitgliedes, das zum Schaden der LPG führte, ent­
sprechend zu berücksichtigen ist, also auch ein Austritt 
ohne gesellschaftlich anzuerkennenden Grund, insbe­
sondere aus eigensüchtigen Gründen, nachdem das 
Mitglied Vorteile als Vorleistung empfangen oder Nut­
zungen gezogen hat. Nur in diesem Sinne könnte man 
also von einer „Sanktion“ als einer erzwingbaren 
PAicht des Mitgliedes zur Wiedergutmachung sprechen, 
ohne daß darin aber ein außerhalb der Mitgliedschaft 
liegender Rechtsgrund gefunden werden könnte. Auch 
der Rechtsgrund der ungerechtfertigten Bereicherung 
(§§ 812 ff. BGB) kann keine unmittelbare Berücksich­
tigung Anden, da der Anspruch der LPG nicht a u ß e r ­
h a l b  eines bereits bestehenden vertragsähnlichen 
Verhältnisses entsteht, sondern aus der Abwicklung 
eines bestehenden Rechtsverhältnisses, eben der Mit­
gliedschaft-in der LPG, folgt. Das ausgeschiedene Mit­
glied kann sich daher auch nicht seinerseits auf den 
Wegfall der Bereicherung berufen. III

III
Was nun die Realisierung der Auseinandersetzung 

anbelangt, so ist auch dabei von den Vorschriften des 
Musterstatuts auszugehen, das für alle drei Typen der 
LPG folgende Bestimmung enthält:

„Wer aus der Produktionsgenossenschaft ausscheiden 
will, muß seine Kündigung schriftlich einreichen. Der 
Austritt erfolgt nur nach Abschluß der Ernte.“
Wenn nun im Musterstatut für den Typ III, Ab­

schnitt IV Ziff. 19, hinzugefügt wird:
„Die Abrechnung mit dem Ausgetretenen oder Aus­
geschlossenen erfolgt nach Abschluß des Wirtschafts­
jahres“,

so wird damit lediglich eine Schlußfolgerung aus der 
vorhergehenden Regelung gezogen, allenfalls mit der 
Maßgabe, daß beim Typ III die Fälligkeit der sich beim 
Ausscheiden ergebenden Ansprüche erst nach Abschluß 
des Wirtschaftsjahres, also mit dem Beginn des dar­
auffolgenden Jahres, eintritt. Grundlage der „Abrech­
nung“, also des Ausgleichs der beiderseitigen Leistun­
gen, um die es sich ja stets handeln muß, kann aber 
nur ein gem. Abschn. VIII Ziff. 26 des Musterstatuts 
für Typ I — bzw. Ziff. 28 für Typ II, Ziff. 36 für 
Typ III — zu fassender Beschluß der Mitgliederver­
sammlung der LPG sein. Darin zeigt sich die inner­
genossenschaftliche Demokratie in ihrer eigentlichen 
und höchsten Form.

Dabei ist zu beachten:
a) der auf die „Abrechnung“ (Auseinandersetzung) 

mit dem ausscheidenden Mitglied bezügliche Beschluß 
muß von der Mitgliederversammlung gefaßt werden, 
nach Möglichkeit noch während der Dauer der Mit­
gliedschaft des Betreffenden. Ist dies nicht möglich, 
so ist dem Ausgeschiedenen das Recht einzuräumen, 
an der Beratung und Beschlußfassung der Mitglieder­
versammlung bezüglich der Auseinandersetzung teil­
zunehmen,

b) der Beschluß muß mindestens die Grundlagen der 
Abrechnung so klar aussprechen, daß sich daraus die 
Höhe eines etwaigen Anspruchs des einen oder anderen 
Teiles bestimmen läßt.

Ein so gefaßter Beschluß ist für alle Mitglieder, auch 
für die ausscheidenden, bindend, d. h., er unterliegt 
nicht der gerichtlichen Korrektur, es sei denn, daß er 
gegen in den Musterstatuten festgelegte Grundprinzi­
pien des LPG-Rechts verstößt.

Da im vorliegenden Falle kein den Klaganspruch 
regelnder Beschluß der Mitgliederversammlung, der 
für den Kläger bindend sein könnte, vorliegt, muß 
darüber im Rechtswege entschieden werden.

IV
Das Bezirksgericht hat die vorstehend dargelegten 

Grundlagen des Klaganspruchs nicht erkannt und da­
her auch nicht durch Ausübung der richterlichen Frage- 
pAicht (§ 139 ZPO) zu einer der Rechtslage entsprechen­
den Aufklärung des Sachverhalts beigetragqn. Aus die­
sen Gründen muß das Urteil vom 9. April 1957 auf­
gehoben und die Sache in entsprechender Anwendung 
von § 565 Abs. 1 Satz 1 ZPO zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung an das Bezirksgericht 
zurückverwiesen werden.

Bei der weiteren Verhandlung der Sache wird fol­
gendes zu beachten sein: Es muß zunächst der Zeit­
punkt festgestellt werden, zu dem der Austritt des 
Verklagten aus der LPG nach Abschn. IV Ziff. 11 des 
Statuts der Klägerin rechtswirksam geworden ist. Daß 
dies der 30. September 1953 gewesen sei, ist nicht an­
zunehmen, da an diesem Tage die Ernte noch nicht 
abgeschlossen gewesen sein dürfte. Nicht ausgeschlossen 
wäre allerdings, daß im beiderseitigen Einvernehmen 
der Austritt auch schon für einen früheren Zeitpunkt 
hätte vereinbart werden können (vgl. hierzu das Urteil 
des Obersten Gerichts vom 27. August 1957 — 1 Zz 
141/57 - in .NJ 1958 S. 180).

Nach Klarstellung des entscheidenden Zeitpunktes 
wird unter näherer Erörterung des Geschäftsablaufs 
bei der Klägerin zu erörtern und klarzustellen sein, 
bis zu welchem Betrage und durch welche Mittel der 
bei Begründung der Klägerin aufgenommene kurz­
fristige Bestell- und Stützungskredit get'lgt worden ist. 
Wenn daran auch Tilgungen aus dem Erlös der im 
Frühjahr angekauften Schweine beteiligt gewesen sein 
sollten, wird der für den Ankauf und die Fütterung 
der Schweine aufgewendete Betrag von der Gesamt­
summe des Überhangs insoweit zu kürzen sein, als 
der Erlös der bis zum Austritt unverkauft gebliebenen 
Schweine nur den in der LPG verbliebenen Mit­
gliedern zugute gekommen sein sollte.

Weiter wird festzustellen sein, von welchem Zeit­
punkt an die ausgetretenen Mitglieder ihre genossen­
schaftliche Mitarbeit eingestellt haben und ob und 
eventuell in welcher Höhe dadurch etwa Rückstände 
in der planmäßigen Tilgung der genannten kurzfristi­
gen Kredite zu Lasten der der Genossenschaft treu ge­
bliebenen Mitglieder entstanden sind. Das gleiche gilt 
für die Ermittlung der Vermögensnachteile, die der 
Klägerin durch die individuelle Aberntung der von ihr 
bestellten und bearbeiteten Felder durch die ausge­
schiedenen Mitglieder erwachsen sind.

Als Berechnungsgrundlage kann dabei gelten, daß 
der Anteil an dem Stützungskredit, soweit er für die 
Beschaffung von Düngemitteln und Saatgut Verwen­
dung gefunden hat, nach dem Verhältnis des einge- 
brachten Landes, bei Verwendung für Arbeitseinheiten 
aber nach der von jedem Mitglied geleisteten Arbeit 
zu berechnen ist.

Alle Ermittlungen müßten, soweit nicht die Ver­
handlungen mit den Parteien schon zu einer Klärung 
führen sollten, unter Hinzuziehung geeigneter Sachver­
ständiger durchgeführt und das Ergebnis gern. § 286 
ZPO nach freier Überzeugung des Gerichts, soweit er­
forderlich auch durch Abwägung und angemessene 
Schätzung des b e i d e r s e i t i g e n  Interesses gern. 
§ 287 ZPO, so gewürdigt werden, daß dabei allseitig 
das allgemein-gesellschaftliche Interesse an der Förde­
rung und Erfüllung der hohen Aufgaben und Ziele ge­
wahrt bleibt, die den landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaften beim Aufbau der sozialistischen 
Wirtschaft unseres Staates obliegen.
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